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Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin
vom 13. Dezember 2023 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind im gesamten Verfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Streitig ist die Genehmigung der Versorgung mit Cannabis in Form standardisierter
Vollpflanzenextrakte.

Der 1986 geborene und bei der beklagten Krankenkasse (KK) versicherte KlÃ¤ger
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beantragte am 15. Juni 2020 unter Vorlage eines Arztfragebogens der
Ã¼berÃ¶rtlichen BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft des Medizinischen
Versorgungszentrums zibp B vom 4. Juni 2020 (KlÃ¤ger leide an gemischtem
Kopfschmerz mit chronischem Schmerzsyndrom und chronisch rezidivierendem
zervikozephalem Syndrom bei Dauerspannung, Behandlungsziel sei
Schmerzreduktion, bisherige MaÃ�nahmen hÃ¤tten keinen gewÃ¼nschten
dauerhaften Therapieerfolg erzielt), eines Ã¤rztlichen Berichts des Privatarztes fÃ¼r
Physikalische und Rehabilitative Medizin Dr. S vom 24. Januar 2020 sowie eines
Berichts der PrivatÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr. M vom 6. Mai
2020 die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r eine Versorgung mit Cannabis. Auf den
Inhalt der Ã¤rztlichen Unterlagen wird im Ã�brigen Bezug genommen.

Die Beklagte lehnte den Antrag nach Einholung eines Gutachtens des Medizinischen
Dienstes (MD) vom 19. Juni 2020 ab (Bescheid vom 3. Juli 2020). Im
Widerspruchsverfahren legte der KlÃ¤ger Stellungnahmen von Dr. S vom 22. Juli
2020 bzw von seinem Hausarzt Dr. B vom 4. September 2020 vor, der im
Wesentlichen auf den Bericht von Dr. S verweist und dessen EinschÃ¤tzung
unterstÃ¼tzt. Die Beklagte wies den Widerspruch nach Einholung einer weiteren
MD-Stellungnahme Â vom 15. September 2020 zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid
vom 26. November 2020). Die Voraussetzungen einer KostenÃ¼bernahme fÃ¼r
eine Cannabistherapie lÃ¤gen nicht vor. 

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat, nachdem im Klageverfahren weitere
Stellungnahmen von Dr. B vom 31. August 2021 bzw 26. Januar 2022 und von Dr. S
vom 11. Februar 2022 und seitens der Beklagten MD-Gutachten vom 1. Juli 2021
bzw 7. Juli 2022 vorgelegt wurden, nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers und Vernehmung
von Dr. S die Beklagte unter Aufhebung der angefochtenen Bescheide
antragsgemÃ¤Ã� verurteilt, die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r Cannabis in Form
standardisierter Vollpflanzenextrakte zu genehmigen und den KlÃ¤ger nach
vertragsÃ¤rztlicher Verordnung damit zu versorgen (Urteil vom 13. Dezember
2023). Zur BegrÃ¼ndung ist ua ausgefÃ¼hrt: Der Anspruch des KlÃ¤gers ergebe
sich aus Â§ 31 Abs. 6 Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Krankenversicherung â��
(SGB V). Eine schwerwiegende Erkrankung liege bei dem KlÃ¤ger nach dessen
Schilderungen und denen von Dr. S vor. Nach der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung
von Dr. S insbesondere vom 11. Februar 2022 kÃ¶nne zudem eine allgemein
anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende andere Leistung nicht zur
Anwendung kommen. Auch die weiteren Voraussetzungen einer Genehmigung der
Cannabisversorgung seien erfÃ¼llt.

Mit ihrer Berufung wendet sich die Beklagte gegen dieses Urteil und rÃ¼gt einen
VerstoÃ� gegenÂ Â§Â 31 Abs. 6 SGB V. Die Voraussetzungen desÂ Â§Â 31 Abs. 6
SatzÂ 1 Nr. 1 SGB VÂ seien nicht erfÃ¼llt. Eine schwerwiegende Erkrankung iS der
Vorschrift liege nicht vor. Zudem genÃ¼ge die begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung von Dr.
S, der kein Vertragsarzt sei, schon deshalb nicht den gesetzlichen Anforderungen,
weil nicht dargelegt werde, wann fÃ¼r die bei dem KlÃ¤ger vorliegenden
Symptomgruppen konkret und mit welchem Erfolg die in Betracht kommenden
Standardtherapien, zB eine multimodale Schmerztherapie, angewandt worden seien
bzw weshalb diese nicht in Betracht kÃ¤men. Die Beklagte legt ergÃ¤nzend ein MD-
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Gutachten vom 14. MÃ¤rz 2024 vor, auf dessen Inhalt Bezug genommen wird.

Â 

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 13. Dezember 2023 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Die Akten der Beklagten und die Gerichtsakten haben vorgelegen und sind
Gegenstand der Beratung gewesen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt (vgl Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz ).

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Die statthafte kombinierte
Anfechtungs- und VerpflichtungsklageÂ (Â§Â 54 Abs. 1 SatzÂ 1 SGG)Â auf Erteilung
einer Genehmigung der vertragsÃ¤rztlichen Verordnung von Cannabisprodukten
(vgl insoweit Bundessozialgericht , Urteil vom 29. August 2023 â�� B 1 KR 26/22 R
â�� juris â�� Rn 8) ist nicht begrÃ¼ndet. Der angefochtene Bescheid der Beklagten
vom 3. Juli 2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. November
2020 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Die
tatbestandlichen Voraussetzungen einer entsprechenden Genehmigung durch die
Beklagte liegen nicht vor. 

NachÂ Â§Â 31 Abs. 6 SGB V, eingefÃ¼gt durch Art. 4 Nr. 2 des Gesetzes vom 6.
MÃ¤rz 2017 (BGBl I 403) mWv 10. MÃ¤rz 2017, haben Versicherte Anspruch auf die
Versorgung mit Cannabis in Form von getrockneten BlÃ¼ten oder Extrakten in
standardisierter QualitÃ¤t und auf Versorgung mit Arzneimitteln mit den Wirkstoffen
Dronabinol und Nabilon (nachfolgend zusammengefasst Cannabis), wenn sie an
einer schwerwiegenden Erkrankung leidenÂ (SatzÂ 1), eine allgemein anerkannte,
dem medizinischen Standard entsprechende Leistung nicht zur VerfÃ¼gung steht
oder im Einzelfall nach der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung des behandelnden
Vertragsarztes unter AbwÃ¤gung der zu erwartenden Nebenwirkungen und unter
BerÃ¼cksichtigung des Krankheitszustandes des Versicherten nicht zur Anwendung
kommen kannÂ (SatzÂ 1 Nr 1) und eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf
eine spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf oder auf
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schwerwiegende Symptome bestehtÂ (SatzÂ 1 Nr 2). Die Leistung bedarf bei der
ersten Verordnung der nur in begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen abzulehnenden
Genehmigung der KK, die vor Beginn der Leistung zu erteilen istÂ (SatzÂ 2).

Nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens fehlt es bereits an einer
schwerwiegenden Erkrankung des KlÃ¤gers. 

Eine Erkrankung ist schwerwiegend, wenn sie lebensbedrohlich ist oder die
LebensqualitÃ¤t auf Dauer nachhaltig beeintrÃ¤chtigtÂ (vgl BSG, Urteil vom 10.
November 2022 â�� B 1 KR 28/21 R = SozR 4-2500 Â§ 31 Nr 31 â�� Rn 11 mwN aus
der Rspr). Der KlÃ¤ger leidet an einer chronischen Schmerzerkrankung.
Anhaltspunkte fÃ¼r eine Lebensbedrohlichkeit der Erkrankung in dem Sinne, dass
die Gefahr eines tÃ¶dlichen Krankheitsverlaufs nach allgemeiner Erkenntnis oder
nach der Beurteilung im konkreten Einzelfall innerhalb eines kÃ¼rzeren,
Ã¼berschaubaren Zeitraums drohen wÃ¼rdeÂ (vglÂ BSG, Urteil vom 14. Dezember
2006 â�� B 1 KR 12/06 RÂ = SozR 4-2500 Â§Â 31 Nr 8 â�� Rn 19), bestehen nicht
und sind auch vom KlÃ¤ger selbst nicht aufgezeigt worden. 

Ist die Erkrankung nicht lebensbedrohlich, besteht ein Anspruch auf Versorgung mit
Cannabis nur, wenn die LebensqualitÃ¤t auf Dauer nachhaltig beeintrÃ¤chtigt ist.
Von einer dauerhaften BeeintrÃ¤chtigung der LebensqualitÃ¤t ist in Anlehnung an
entsprechende Regelungen inÂ Â§Â§Â 43,Â 101 Abs. 1 Sozialgesetzbuch â��
Gesetzliche Rentenversicherung â�� (SGB VI),Â Â§Â 2 Abs. 1 SatzÂ 1 â��
Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen â�� (SGB
IX),Â Â§Â 14 Abs. 1 SatzÂ 3 Sozialgesetzbuch â�� Soziale Pflegeversicherung â��
(SGB XI),Â Â§Â 30 Abs. 1 SatzÂ 3 Bundesversorgungsgesetz (BVG) ab einem
Zeitraum von (voraussichtlich) sechs Monaten auszugehen. Die BeeintrÃ¤chtigung
der LebensqualitÃ¤t ergibt sich nicht aus der gestellten Diagnose, sondern aus den
konkreten Auswirkungen der Erkrankung. Diese mÃ¼ssen den Betroffenen
Ã¼berdurchschnittlich schwer beeintrÃ¤chtigen, wofÃ¼r die GdS(Grad der
SchÃ¤digungsfolgen)-Tabelle aus Teil 2 der Anlage zu Â§Â 2
derÂ Versorgungsmedizin-VerordnungÂ (VersMedV) als Anhaltspunkt dienen kann.

Die LebensqualitÃ¤t wird im Wesentlichen nicht durch die Diagnose einer
Erkrankung beeinflusst, sondern durch die Auswirkungen der Erkrankung auf das
Leben der Betroffenen. LebensqualitÃ¤t umschreibt das VermÃ¶gen, die
Befriedigung von GrundbedÃ¼rfnissen selbst zu gewÃ¤hrleisten, soziale
Beziehungen einzugehen und aufrechtzuerhalten sowie am Erwerbs- und
Gesellschaftsleben teilzunehmen. Ob und inwieweit eine erkrankte Person noch
dazu in der Lage ist, hÃ¤ngt von der Art und Schwere der durch die Erkrankung
verursachten GesundheitsstÃ¶rungen ab. Die dauerhafte und nachhaltige
BeeintrÃ¤chtigung der LebensqualitÃ¤t ergibt sich deshalb nicht allein aus einer
Ã¤rztlich gestellten Diagnose. Entscheidend sind die durch die Erkrankung
hervorgerufenen FunktionsstÃ¶rungen und -verluste, Schmerzen, SchwÃ¤che und
Hilfebedarf bei den Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens, welche die
LebensqualitÃ¤t beeintrÃ¤chtigen. Die Auswirkungen der Krankheit mit den sich aus
dieser ergebenden BeeintrÃ¤chtigungen mÃ¼ssen sich durch ihre Schwere vom
Durchschnitt der Erkrankungen abheben. Nur dann liegt auch eine nachhaltige
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BeeintrÃ¤chtigung der LebensqualitÃ¤t vor. Insoweit ist es nach der Rspr des BSG,
die der Senat seiner Entscheidung zugrunde legt (vgl BSG, Urteil vom 10. November
2022 â�� B 1 KR 28/21 R â�� Rn 15ff) gerechtfertigt, sich an die Bewertung der
Auswirkungen von Krankheiten in Teil 2 derÂ Anlage zu Â§Â 2 VersMedV
Â anzulehnen. Diese dient zur Beurteilung des GdSÂ (Â§Â 30 Abs. 1, Abs. 16 BVG
)Â sowie des Grades der Behinderung (GdB) als MaÃ� fÃ¼r die BeeintrÃ¤chtigung
der Teilhabe an der GesellschaftÂ (Â§Â 2Â Abs. 2,Â Â§Â 153Â Abs. 2,Â Â§Â 241 Abs.
5 SGB IX)Â und stellt einen sozialrechtlichen MaÃ�stab fÃ¼r die Schwere
krankheitsbedingter BeeintrÃ¤chtigungen dar. Sowohl GdS als auch GdB stellen auf
die Auswirkungen der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in der Gesellschaft
abÂ (Â§Â 30 Abs. 1 SatzÂ 1 BVG;Â Â§Â 2 Abs. 1 SGB IX). Davon sind neben Arbeit
und Beruf auch die Stellung des Betroffenen in der Gesellschaft und seine sozialen
Beziehungen umfasst. Dies deckt sich mit dem medizinisch geprÃ¤gten Begriff der
LebensqualitÃ¤t, der die Wahrnehmung des Betroffenen zu seiner Position im Leben
im Blick hat.

Unter Zugrundelegung der aufgezeigten MaÃ�stÃ¤be ist zur Ã�berzeugung des
Senats nicht feststellbar, dass die LebensqualitÃ¤t des KlÃ¤gers durch die
Erkrankung auf Dauer nachhaltig beeintrÃ¤chtigt wÃ¤re. Die im Vordergrund
stehenden spannungsartigen Kopfschmerzen des KlÃ¤gers sind in der VersMedV
nicht abgebildet. Ein RÃ¼ckgriff auf die Angaben zur MigrÃ¤ne (Anlage zu Â§ 2
VersMedV Teil A 2.3) verbietet sich schon deshalb, weil der KlÃ¤ger an einer
â��echtenâ�� MigrÃ¤ne nicht leidet. Eine plausible Schmerzanamnese lÃ¤sst sich
den vorliegenden Unterlagen seiner Behandler schon nicht entnehmen. In Bezug auf
die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in der Gesellschaft sind auch in Ansehung des
Vorbringens des KlÃ¤gers im Verhandlungstermin bei dem SG zwar
BeeintrÃ¤chtigungen, aber keine wesentlichen EinschrÃ¤nkungen belegt. Es wurde
bislang kein GdB festgestellt. Der KlÃ¤ger steht voll im Berufsleben und ist auch
ehrenamtlich tÃ¤tig. ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten wegen der Schmerzerkrankung sind
nicht dokumentiert wie auch ansonsten lÃ¤ngere ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten ebenso
wenig vorliegen wie stationÃ¤re bzw rehabilitative Behandlungen, die Anhalt fÃ¼r
eine â�� nachhaltige â�� BeeintrÃ¤chtigung der LebensqualitÃ¤t sein kÃ¶nnten.
Ersichtlich sind auch weder ein Antrag auf eine kognitive Verhaltenstherapie noch
eine fortgesetzte physiotherapeutische Behandlung. SchlieÃ�lich ist nach Auskunft
der Beklagten seit Versicherungsbeginn bei ihr (1. April 2017) auch keine
Verordnung von Schmerzmedikamenten zu ihren Lasten erfolgt, ohne dass sich der
KlÃ¤ger hierzu verhalten hÃ¤tte.

Ein Anspruch auf Versorgung mit Cannabis setzt ferner voraus, dass eine allgemein
anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung nicht zur
VerfÃ¼gung stehtÂ (Â§Â 31 Abs. 6 SatzÂ 1 Nr 1a SGB V). Vorliegend steht â��
worauf der MD in seinen gutachterlichen Stellungnahmen, zuletzt vom 14. MÃ¤rz
2024, nachvollziehbar und unter WÃ¼rdigung der vorliegenden Befunde
Ã¼berzeugend hingewiesen hat â��Â  eine allgemein anerkannte Standardtherapie
zur Behandlung der Schmerzerkrankung und zur Erreichung des angestrebten
Behandlungsziels der Schmerzlinderung zur VerfÃ¼gung. FÃ¼r den KlÃ¤ger besteht
danach die MÃ¶glichkeit einer schmerztherapeutischen Vorstellung zur
AbklÃ¤rung/Differenzierung der Schmerzen und zur Einleitung einer ggf
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stationÃ¤ren multimodalen, interdisziplinÃ¤ren, komplexen Schmerztherapie
(MMST). Die bisherige DurchfÃ¼hrung einer solchen Schmerztherapie wurde weder
vom KlÃ¤ger oder seinem behandelnden Vertragsarzt bzw seinen behandelnden
PrivatÃ¤rzten behauptet noch ist sie sonst ersichtlich. Das Einsetzen einzelner
Therapieelemente einer MMST im ambulanten Bereich ist nicht mit einer stationÃ¤r
durchgefÃ¼hrten MMST gleichzusetzen. Denn diese sieht im Rahmen eines
interdisziplinÃ¤r-multimodalen schmerztherapeutischen Settings auch den Einsatz
nicht-medikamentÃ¶ser, psychotherapeutischer und kÃ¶rperlich aktivierender
Verfahren vor, ergÃ¤nzt durch physikalische MaÃ�nahmen und
Entspannungstechniken. Eine solche MMST ist bei dem KlÃ¤ger bisher nicht erfolgt,
so dass bereits aus diesem Grund die Annahme der behandelnden Ã�rzte, es
bestÃ¼nden auÃ�er der begehrten Cannabisversorgung keine weiteren
Behandlungsalternativen bzw diese seien ausgeschÃ¶pft, nicht zutreffend ist. FÃ¼r
den daneben vorliegenden Schwindel und die SchlafstÃ¶rungen kommen nach
eingehender neurologischer und HNO-Ã¤rztlicher Diagnostik, die bislang ebenfalls
nicht erfolgt ist, als Standardtherapien Physiotherapie, Gleichgewichtstraining,
kognitive Verhaltenstherapie bzw medikamentÃ¶se Therapie in Betracht.

Stehen fÃ¼r die Behandlung der Erkrankungen â�� wie dargelegt â�� Methoden zur
VerfÃ¼gung, die dem medizinischen Standard entsprechen, bedarf es der
begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung des behandelnden Vertragsarztes, warum diese
Methoden unter AbwÃ¤gung der zu erwartenden Nebenwirkungen und unter
BerÃ¼cksichtigung des Krankheitszustandes nicht zur Anwendung kommen
kÃ¶nnenÂ (Â§Â 31 Abs. 6 SatzÂ 1 Nr 1b SGB V). Das Gesetz gesteht dem
behandelnden Vertragsarzt zwar eine EinschÃ¤tzungsprÃ¤rogative zu, an die
begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung sind indes hohe Anforderungen zu stellen. Diese muss
enthalten (vgl zum Ganzen BSG, Urteil vom 29. August 2023 â�� B 1 KR 26/22 R
â�� Rn 14 mwN): (1) die Dokumentation des Krankheitszustandes mit bestehenden
Funktions- und FÃ¤higkeitseinschrÃ¤nkungen aufgrund eigener Untersuchung des
Patienten und ggf Hinzuziehung von Befunden anderer behandelnder Ã�rzte, (2) die
Darstellung der mit Cannabis zu behandelnden Erkrankungen, ihrer Symptome und
des angestrebten Behandlungsziels, (3) bereits angewendete Standardtherapien,
deren Erfolg im Hinblick auf das Behandlungsziel und dabei aufgetretene
Nebenwirkungen; die noch verfÃ¼gbaren Standardtherapien, deren zu erwartender
Erfolg im Hinblick auf das Behandlungsziel und dabei auftretende Nebenwirkungen,
und (4) die AbwÃ¤gung der Nebenwirkungen einer Standardtherapie mit dem
beschriebenen Krankheitszustand und den mÃ¶glichen schÃ¤dlichen Auswirkungen
einer Therapie mit Cannabis; in die AbwÃ¤gung einflieÃ�en dÃ¼rfen dabei nur
Nebenwirkungen, die das AusmaÃ� einer behandlungsbedÃ¼rftigen Erkrankung
erreichen.

Die Genehmigung der Verordnung kann zwar gemÃ¤Ã�Â Â§Â 31 Abs. 6 SatzÂ 2 SGB
VÂ nur in begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen abgelehnt werden. Ein begrÃ¼ndeter
Ausnahmefall setzt voraus, dass Ã¼ber die Anspruchsvoraussetzungen
nachÂ Â§Â 31 Abs. 6 SatzÂ 1 SGB VÂ hinausgehende, besondere UmstÃ¤nde
vorliegen. Jegliche UmstÃ¤nde, die bereits in die AbwÃ¤gung des Vertragsarztes zur
Abgabe der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzungÂ (Â§Â 31 Abs. 6 SatzÂ 1 Nr. 1b SGB V
)Â einzustellen sind, sind nicht geeignet, als begrÃ¼ndeter Ausnahmefall eine
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Ablehnung der Genehmigung zu rechtfertigen. Sollte der Vertragsarzt die
notwendige AbwÃ¤gung nicht auf vollstÃ¤ndiger und zutreffender
Tatsachengrundlage unter BerÃ¼cksichtigung der GrÃ¼nde, die einer Therapie mit
Cannabis entgegenstehen kÃ¶nnen, vorgenommen haben, scheitert der
Genehmigungsanspruch indes bereits an der unzureichend begrÃ¼ndeten
EinschÃ¤tzungÂ (vgl dazuÂ BSG, Urteil vom 10. November 2022 â�� B 1 KR 28/21 R
Â â�� Rn 38), die vom Versicherten bis zum Abschluss der Tatsacheninstanz
beizubringen ist (BSG aaO Rn 39), ohne dass das Gericht verpflichtet wÃ¤re, selbst
beim behandelnden Vertragsarzt eine begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung anzufordern
bzw ihre ErgÃ¤nzung um bisher nicht berÃ¼cksichtigte Tatsachen zu erbitten. Die
vorliegend eingereichte(n) EinschÃ¤tzung(en) der behandelnden Ã�rzte des
KlÃ¤gers sind nach den genannten MaÃ�stÃ¤ben unzureichend begrÃ¼ndet.

Es fehlt an einer den genannten Anforderungen genÃ¼genden begrÃ¼ndeten
EinschÃ¤tzung zur Nichtanwendbarkeit einer Standardtherapie durch einen
Vertragsarzt. Dr. S ist bereits kein Vertragsarzt, ebensowenig Dr. M. Soweit sich der
behandelnde Hausarzt, der Vertragsarzt Dr. B, in seiner Stellungnahme vom 4.
September 2020 der Beurteilung von Dr. S â��vollumfÃ¤nglich anschlieÃ�tâ�� und
den Einsatz von 5%-igem CBD-Ã�l befÃ¼rwortet, ist diese Stellungnahme einerseits
Ã¼berholt (weil der KlÃ¤ger eine Versorgung mit diesem Rezepturarzneimittel nicht
mehr anstrebt), zum anderen aber auch unvollstÃ¤ndig, weil Dr. B in seinem Bericht
vom 26. Januar 2022 gegenÃ¼ber dem SG zugleich erklÃ¤rt, Ã¼ber
Behandlungsalternativen sollte der behandelnde Schmerztherapeut befragt werden.
Er hatte bereits zuvor (vgl Stellungnahme vom 31. August 2021) betont, â��die
Hoheit der spezifischen Schmerzbehandlungâ�� liege bei Dr. S. Eine eigenstÃ¤ndig
begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung zur Nichtanwendbarkeit einer Standardtherapie durch
einen Vertragsarzt entsprechend der vom BSG geforderten inhaltlichen
Anforderungen liegt daher schon deshalb nicht vor, weil Dr. B weder vollstÃ¤ndig
bereits angewendete Standardtherapien und deren Erfolg im Hinblick auf das
Behandlungsziel und dabei aufgetretene Nebenwirkungen beschreibt noch die
weiter verfÃ¼gbaren Standardtherapien, insbesondere eine MMST, und deren zu
erwartenden Erfolg im Hinblick auf das Behandlungsziel und dabei auftretende
Nebenwirkungen konkret aufzeigt. 

Selbst wenn durch die pauschale Bezugnahme des Hausarztes auf die Einlassungen
von Dr. S auf dessen EinschÃ¤tzung(en) abzustellen wÃ¤re, ergÃ¤be sich keine
andere Beurteilung. Auch dieser Arzt hat nicht nachvollziehbar und inhaltlich
vollstÃ¤ndig begrÃ¼ndet, warum eine MMST bei dem KlÃ¤ger nicht zur Anwendung
kommen kann und welchen Erfolg sie absehbar hÃ¤tte. Die Stellungnahmen von Dr.
S enthalten bereits keine genÃ¼gende und vollstÃ¤ndige Darstellung der in die
AbwÃ¤gung einzustellenden Tatsachen. So fehlt es bereits an einer vollstÃ¤ndigen
Darlegung, wann und fÃ¼r welchen Zeitraum und mit welchem Erfolg insbesondere
nicht-medikamentÃ¶se Standardtherapien, namentlich eine hier nach den
Ã¼berzeugenden Stellungnahmen des MD vorrangig als Therapie der Wahl
anzusehende MMST, ggf mit welchen Nebenwirkungen, durchgefÃ¼hrt wurden.
Zwar fÃ¼hrt Dr. S in der Zeit von â��2014 bis 2018â��, ohne dies im Einzelnen
nÃ¤her zu umreiÃ�en, fÃ¼r die von ihm detailliert genannten Medikamente
Therapieschemata, Behandlungsverlauf und Behandlungserfolg auf, ohne dass eine
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entsprechende Verordnung zu Lasten der Beklagten seit 1. April 2017 ersichtlich
wÃ¤re. Eine Konkretisierung nicht-medikamentÃ¶ser Standardtherapien erfolgt
indes nur unzureichend und unvollstÃ¤ndig, weder sind konkrete ZeitrÃ¤ume fÃ¼r
die genannten Therapien aufgefÃ¼hrt noch Einzelheiten zu einem zwar benannten,
allerdings nicht datierten stationÃ¤ren Aufenthalt in einer namentlich nicht
bezeichneten Klinik und einer â��Kopfschmerz-Klinikâ�� aufgefÃ¼hrt. Gleiches gilt
fÃ¼r die in Bezug auf die weiteren Symptomgruppen (Schwankschwindel,
SchlafstÃ¶rungen) in Betracht zu ziehenden Standardtherapien. Dr. S beschrÃ¤nkt
sich im Ergebnis im Wesentlichen auf die detaillierte Beschreibung angewandter
medikamentÃ¶ser Therapieverfahren, ohne plausibel darzulegen, weshalb
â��zusammenfassend die nichtoperativen BehandlungsmaÃ�nahmen
ausgeschÃ¶pftâ�� seien (vgl zuletzt Stellungnahme vom 11. Februar 2022). Eine
neue, den oben genannten Anforderungen entsprechende, begrÃ¼ndete
vertragsÃ¤rztliche EinschÃ¤tzung hat der KlÃ¤ger bis zuletzt nicht vorgelegt.

Die Beklagte hat schlieÃ�lich auch die Frist zur Entscheidung Ã¼ber den Antrag
nach Einholung der MD-Stellungnahme gewahrt (vgl Â§ 13 Abs. 3a Satz 1 SGB V;
seit 27. Juli 2023 nunmehr Â§ 31 Abs. 6 SÃ¤tze 11 und 12 SGB V). Eine
Genehmigungsfiktion nach Â§ 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V scheidet damit aus.

Bei dieser Sach- und Rechtslage war vom Senat nicht zu entscheiden, ob die vom
SG ausgeworfene Genehmigung einer weitreichenden KostenÃ¼bernahme ohne
Differenzierung auf das kostengÃ¼nstigste Mittel zutreffend gewesen wÃ¤re. Die
Krankenkasse kann nÃ¤mlich trotz ErfÃ¼llung der Anspruchsvoraussetzungen die
Genehmigung der vom Vertragsarzt beabsichtigten Verordnung verweigern und auf
ein gÃ¼nstigeres, voraussichtlich gleich geeignetes Mittel oder eine voraussichtlich
gleich geeignete Darreichungsform verweisen (vgl BSG aaO Rn 54).

ErgÃ¤nzend ergeht der Hinweis, dass durch die mWv 27. Juli 2023 durch Art. 2 Nr.
1d des Gesetzes vom 19. Juli 2023 (BGBl I Nr 197) in Â§ 31 Abs. 7 SGB V
eingefÃ¼gte Verpflichtung des Gemeinsamen Bundesausschusses (GBA), in den
Richtlinien nach Â§ 92 Abs. 1 Nr. 6 SGB V bis zum 1. Oktober 2023 das NÃ¤here zu
einzelnen Facharztgruppen und den erforderlichen Ã¤rztlichen Qualifikationen zu
regeln, bei denen der Genehmigungsvorbehalt nach Â§ 31 Abs. 6 SatzÂ 2 SGB V
entfÃ¤llt, kÃ¼nftig ggf auch eine Verordnung durch Dr. B als Facharzt fÃ¼r
Allgemeinmedizin ohne vorherige Genehmigung in Betracht kommt (vgl Beschluss
des GBA Ã¼ber eine Ã�nderung der Arzneimittel-Richtlinie: Abschnitt N Â§ 45 vom
18. Juli 2024, noch nicht in Kraft). Allerdings setzt der Versorgungsanspruch des
Versicherten, dh sein Sachleistungsanspruch und damit die fÃ¼r den Bezug von
Cannabis erforderliche, nach der derzeit noch geltenden Rechtslage (bei der ersten
Verordnung) genehmigungspflichtige und nach Inkrafttreten der og Richtlinie
genehmigungsfreie vertragsÃ¤rztliche Verordnung (vgl zur Ausgestaltung des
Sachleistungsanspruchs bei Cannabisprodukten zB BSG, Beschluss vom 17. Oktober
2023 â�� B 1 KR 32/23 BH â�� juris â�� Rn 13) auch weiterhin die ErfÃ¼llung der
â�� hier nicht gegebenen â�� tatbestandlichen Voraussetzungen des Â§ 31 Abs. 6
Satz 1 SGB V voraus. Ggf kann daher trotz des Wegfalls des
Genehmigungserfordernisses der Vertragsarzt freiwillig die Genehmigung der
Krankenkasse beantragen, um finanziellen RÃ¼ckforderungen (Regress)
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vorzubeugen (vgl I.2. der genannten Richtlinie). 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen
nicht vor.

Erstellt am: 08.11.2024

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               9 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

